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Hinweise 

zum Antrag auf Aufnahme in die Rechtsanwaltskammer nach § 206 Abs. 1 BRAO 
 
1. Der Antrag auf Aufnahme in die Rechtsanwaltskammer 

ist an die Rechtsanwaltskammer zu richten, in deren 
Bezirk Sie aufgenommen werden wollen.  
 

5. Nach § 207 Abs. 2 Satz 1 BRAO i.V.m. § 51 BRAO 
besteht die Verpflichtung, eine Berufshaftpflichtversi-
cherung zur Deckung der sich aus der Berufstätigkeit 
ergebenden Haftpflichtgefahren für Vermögensschä-
den mit einer Mindestversicherungssumme von 
€ 250.000,00 und einer Jahreshöchstleistung von min-
destens 1 Mio. € abzuschließen. 
 
Die Aufnahme erfolgt erst, wenn der Nachweis oder 
eine vorläufige Deckungszusage vorliegt (§ 12 Abs. 2 
BRAO). Dem Antrag ist ein Versicherungsnachweis 
oder mindestens eine vorläufige Deckungszusagen 
des Versicherers beizufügen. 
 

6. Der Anwalt muss in dem Bezirk der Rechtsanwalts-
kammer, in die er aufgenommen ist, die Kanzlei ein-
richten. Kommt der Anwalt dieser Pflicht nicht binnen 
drei Monaten nach Aufnahme in die Rechtsanwalts-
kammer nach oder gibt er die Kanzlei auf, ist die Auf-
nahme in die Rechtsanwaltskammer zu widerrufen. 
 
Der Anwalt hat bei der Führung seiner Berufsbezeich-
nung den Herkunftsstaat anzugeben. Er ist berechtigt, 
im beruflichen Verkehr zugleich die Bezeichnung "Mit-
glied der Rechtsanwaltskammer" zu verwenden. 
 

2. Der lückenlose Lebenslauf soll maschinenschriftlich 
gefertigt sein und insbesondere enthalten: 
 
 
a) berufliche Beschäftigungen, deren Dauer und 
 die jeweiligen Arbeitgeber, 
 
b) Angaben über besondere Fähigkeiten und andere 
 Berufsberechtigungen (z.B. Steuerberater, Steuer- 
 bevollmächtigter, Wirtschaftsprüfer, Sachver- 
 ständiger, Lehraufträge, Dolmetscher- oder 
 Übersetzerdiplome und dgl.), 
 
c) Angaben über akademische Grade (auch solche 

ausländischer Universitäten) mit deutscher Über-
setzung. Die Übersetzung muss von einem ver- 

 eidigten Übersetzer oder Dolmetscher gefertigt 
oder beglaubigt sein. 

 
Dem Lebenslauf ist ein aktuelles Lichtbild beizufügen. 
 
Der Lebenslauf soll in deutscher Sprache abgefasst 
sein. Falls er in der Muttersprache gefertigt ist, muss 
auch eine Übersetzung in die deutsche Sprache vorge-
legt werden. Die Übersetzung muss von einem verei-
digten Übersetzer oder Dolmetscher gefertigt oder be-
glaubigt sein. 
 

3. Die Bescheinigung der im Herkunftsland zuständigen 
Behörde über die Zugehörigkeit zu dem Beruf muss in 
amtlich beglaubigter Abschrift und in Übersetzung in die 
deutsche Sprache vorgelegt werden. Die Übersetzung 
muss von einem vereidigten Übersetzer oder Dolmet-
scher gefertigt oder beglaubigt sein. Entsprechendes 
gilt für den Staatsangehörigkeitsnachweis. 
 

7. Für die Rechtsstellung nach Aufnahme in die Rechts-
anwaltskammer gelten der Zweite Teil mit Ausnahme 
der §§ 4 bis 6, 12, 18 bis 27 und 29 bis 36, der Dritte, 
Vierte, Sechste, Siebente, Zehnte, Elfte und Dreizehn-
te Teil der Bundesrechtsanwaltsordnung sinngemäß. 
Das Kammermitglied hat die Berufspflichten eines 
Rechtsanwalts (§§ 43 – 57 BRAO) und die hierzu er-
gangenen Vorschriften zu beachten. Es unterliegt der 
Berufsaufsicht des Vorstands der Rechtsanwaltskam-
mer und der Berufsgerichtsbarkeit der Anwaltschaft, 
sofern Pflichtverletzungen nicht überwiegend mit der 
Ausübung eines anderen Berufs zusammenhängen, in 
dem das Kammermitglied einer anderen Disziplinar- 
oder Berufsgerichtsbarkeit untersteht. 

8. Das Verfahren auf Aufnahme in die Rechtsanwalts- 
kammer kann u.a. wegen der Beiziehung von Perso-
nalakten längere Zeit in Anspruch nehmen. Es wird 
deshalb gebeten, von Rückfragen abzusehen. Von der 
Zulassung oder etwaigen Hinderungsgründen werden 
Sie umgehend unterrichtet. 
 

4. Es wird gebeten, etwa veranlasste weitere Ausführun-
gen zu den Fragen des Vordrucks so ausführlich zu 
halten, dass die erforderliche Prüfung im Hinblick auf 
§ 7 BRAO ohne weitere Rückfragen möglich ist. Zum 
Beispiel wird gebeten, bei evtl. Verfahren (z.B. Strafver-
fahren, Ermittlungsverfahren oder Zwangsvollstre-
ckungsverfahren) auch die Behörden/das Gericht und 
das Aktenzeichen anzugeben und für den Fall einer 
beabsichtigten anderen beruflichen Tätigkeit neben 
dem Anwaltsberuf  Art und Umfang dieser Tätigkeit 
ausführlich zu beschreiben sowie eine Ablichtung des 
Anstellungsvertrages und eine Bestätigung des Arbeit-
gebers beizufügen, dass Sie durch Ihre Dienstpflichten 
nicht an der Ausübung des Rechtsanwaltsberufs gehin-
dert sind. Beachten Sie die anliegenden Hinweise. 

9. Es wird gebeten, die anfallende Gebühr von € 250,00 
unter Angabe des Verwendungszweckes auf das 
Konto der Rechtsanwaltskammer München bei der 
HypoVereinsbank München, Konto-Nr. 2750511, BLZ 
700 202 70 zu entrichten 

    
 


